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Tenor:

1.
Das Versäumnisurteil vom 18.07.2018 wird aufrechterhalten.

2.
Die Beklagte trägt auch die weiteren Kosten des
Rechtsstreits.

3.
Der Streitwert beträgt 2.000,00 Euro.

4.
Die Berufung wird nicht gesondert zugelassen.
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Die Parteien streiten um die Berichtigung eines Zeugnisses.

Die Klägerin war vom 15.03.2013 bis 31.08.2017 bei der Beklagten als Servicekraft im
Gasthaus "…" beschäftigt. Karneval wurde im Jahr 2017 von Weiberfastnacht, den
23.02.2017 bis Aschermittwoch, den 01.03.2017 gefeiert. Die Klägerin arbeitete unter
anderem am Freitag, den 24.02.2017 von 10:00 bis 23:20 Uhr und am Samstag, den
28.02.2017. Auch im Jahr 2014 arbeitete die Klägerin an Karneval, wobei sie nicht
vorgetragen hat, an welchen Tagen.

Das Arbeitsverhältnis endete nach einem Kündigungsschutzverfahren mit
arbeitsgerichtlichem Vergleich vom 23.01.2018 (Az. 13 Ca 4752/17), in dem sich die Beklagte
verpflichtete, der Klägerin ein wohlwollendes, qualifiziertes Zeugnis mit guter Leistungs- und
Führungsbewertung und einer Dankes-, Wunsches- und Bedauernsformel auszustellen.

Die Beklagte erteilte der Klägerin sodann das mit der Klageschrift vom 01.06.2018 als Anlage
beigefügte Arbeitszeugnis vom 01.09.2017 (Bl. 10 d.A.), hinsichtlich dessen Einzelheiten auf
die Anlage Bezug genommen wird.

Im Kammertermin vom 18.07.2018 ist ein klagestattgebendes Versäumnisurteil (Bl. 23 f. d.A.)
gegen die Beklagte ergangen. Auf den Inhalt des Versäumnisurteils wird Bezug genommen.
Das Versäumnisurteil ist den Beklagtenvertretern am 08.08.2018 zugestellt worden.
Hiergegen hat die Beklagte mit Schriftsatz vom 06.08.2018 (Bl. 25 f. d.A.) Einspruch erhoben.
Hinsichtlich des Inhalts der Einspruchsschrift wird auf diese Bezug genommen.

Die Klägerin beantragt,

              das Versäumnisurteil vom 18.07.2018 aufrechtzuerhalten.

Die Beklagte beantragt,

              das Versäumnisurteil vom 18.07.2018 aufzuheben und die Klage              
abzuweisen.

Sie behauptet, die Klägerin habe nie während der Karnevalszeit gearbeitet. Denn der
Samstag nach Weiberfastnacht sei kein Karnevalstag.

Entscheidungsgründe

A.  Das Versäumnisurteil vom 18.07.2019 war aufrechtzuerhalten. Es ist zu Recht ergangen.

I. Das Versäumnisurteil ist formell rechtmäßig ergangen. Der Beklagtenvertreter ist zum
Kammertermin ordnungsgemäß und rechtzeitig geladen worden. Die Klage ist
ordnungsgemäß und rechtzeitig der Beklagten zugestellt worden. Der Beklagtenvertreter ist
ohne ausreichende Entschuldigung nicht zum Termin erschienen.

II.  Der Einspruch des Beklagten gegen das Versäumnisurteil ist zulässig, insb. fristgemäß bei
Gericht eingegangen. Dass die Beklagte in der Einspruchsschrift entgegen § 340 Abs. 3 ZPO
keinerlei Angriffs- und Verteidigungsmittel nennt, macht den Einspruch nicht unzulässig,
sondern allenfalls unbegründet (siehe nur BGH vom 07.04.1992, XI ZR 71/91; BGH vom
12.07.1979, VII ZR 284/78, jeweils zit. nach juris).

III. Der Einspruch ist unbegründet. Die Klägerin hat gegen die Beklagte einen Anspruch auf
Erteilung des beantragten Zeugnisses nach § 109 GewO.
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Dabei war zu berücksichtigen, dass die Beklagte lediglich bestritten hat, dass die Klägerin "in
der Karnevalszeit" gearbeitet habe, weil der Samstag nach Weiberfastnacht kein
„Karnevalstag“ sei. Weiteres substantiiertes Bestreiten der Richtigkeit von Formulierungen im
beantragten Zeugnis hat die Beklagte nicht vorgebracht.

Die Klägerin hat in der Karnevalszeit gearbeitet. Dabei ist die "Karnevalszeit" kein gesetzlich
exakt definierter Begriff. Allerdings besteht im Rheinland und insb. im Kölner Raum
gerichtsbekannt kein Zweifel an der Auslegung des Begriffes. Anders als der Begriff der
"Karnevalstage", die sich ggf. nur auf Weiberfastnacht, Rosenmontag sowie Aschermittwoch
beziehen könnten, lässt sich die "Karnevalszeit" als die gesamte Hochzeit auffassen, in der
Karneval gefeiert wird, mithin die Zeit von Weiberfastnacht bis einschließlich Aschermittwoch.

Indem die Klägerin am Freitag, den 24.02.2017 von 10:00 bis 23:20 Uhr und am Samstag,
den 28.02.2017 sowie im, Jahr 2014 in der Zeit von Weiberfastnacht bis Aschermittwoch bei
der Beklagten gearbeitet hat, hat sie an „Karneval“ gearbeitet.

Da im Rheinland und insbesondere im Kölner Zentrum die Arbeitsbelastung in der
Gastronomie in der Karnevalszeit gerichtsbekannt besonders hoch ist, haben Arbeitnehmer
aus der Gastronomie auch ein berechtigtes Interesse daran, dass die Arbeit in dieser
Karnevalszeit im Zeugnis besonders erwähnt wird. Dies war zwischen Parteien auch
unstreitig.

II. Die Beklagte hat nach § 344 ZPO auch die weiteren Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

Der Streitwert bemisst sich anhand eines Bruttomonatsgehalts und war gemäß § 61 Abs. 1
ArbGG im Urteil festzusetzen.

Die Entscheidung über die Nichtzulassung der Berufung war gem. § 64 Abs. 3a ArbGG im
Tenor aufzunehmen. Eine Zulassung der Berufung nach § 64 Abs. 3 ArbGG erfolgte nicht,
weil die Rechtssache keine grundsätzliche Bedeutung hat und auch sonst kein Fall des § 64
Abs. 3 Ziffer 2 oder 3 ArbGG vorliegt.

RECHTSMITTELBELEHRUNG
Gegen dieses Urteil kann von der beklagten Partei Berufung eingelegt werden. Für die
klagende Partei ist gegen dieses Urteil kein Rechtsmittel gegeben.

Die Berufung muss innerhalb einer Notfrist* von einem Monat schriftlich oder in
elektronischer Form beim

Landesarbeitsgericht Köln

Blumenthalstraße 33

50670 Köln

Fax: 0221 7740-356

eingegangen sein.
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Die elektronische Form wird durch ein elektronisches Dokument gewahrt. Das elektronische
Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet und mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der
verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß
§ 46c ArbGG nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere
elektronische Behördenpostfach (ERVV) v. 24. November 2017 in der jeweils geltenden
Fassung eingereicht werden. Nähere Hinweise zum elektronischen Rechtsverkehr finden Sie
auf der Internetseite www.justiz.de.

Die Notfrist beginnt mit der Zustellung des in vollständiger Form abgefassten Urteils,
spätestens mit Ablauf von fünf Monaten nach dessen Verkündung.

Die Berufungsschrift muss von einem Bevollmächtigten unterzeichnet sein. Als
Bevollmächtigte sind nur zugelassen:

1. Rechtsanwälte, 36

2. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse
solcher Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse
mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder,

37

3. juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der in
Nummer 2 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person
ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation und ihrer
Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer
Ausrichtung und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt, und wenn die
Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet.
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Eine Partei, die als Bevollmächtigte zugelassen ist, kann sich selbst vertreten.

* Eine Notfrist ist unabänderlich und kann nicht verlängert werden.
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